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Mit der UNO gegen die steuerpolitischen Erpressungsversuche 
der Superreichen und Konzerne  
 

Ab Montag verhandeln die UNO-Mitglieder in New York über den Umfang der UNO-Steuerkonven-
tion. Damit eröffnet sich eine grosse Chance für ein zukünftiges Steuersystem, das den heutigen 
globalen Herausforderungen gewachsen ist. 

Eine alte Leier feiert im medialen Sommerloch Urstände: Weil sich Schweizer Superreiche und 
Konzern-CEOs vor der Erbschaftssteuer-Initiative der Juso fürchten, drohen sie in den Medien 
praktisch täglich mit Abwanderung. Dagegen hilft letztlich nur eine globale Steuerharmonisierung: 
Wenn sich die Besteuerungsmodelle und Steuersätze zwischen einzelnen Staaten nicht mehr so 
stark unterscheiden, wird jede Drohung mit Wohn- oder Standortwechsel zwecks Steuervermei-
dung hinfällig.  

Seit zehn Jahren verspricht die OECD – die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung – mit ihren Reformen Schritte in diese Richtung: Sie behauptet, Steuerverstecke für 
Superreiche zu entbergen und ein weltweites Steuersystem zu schaffen, in dem Konzerngewinne 
nicht mehr dort versteuert werden, wo die Gewinnbesteuerung am tiefsten ist, sondern dort, wo 
ökonomischer Wert geschaffen wird. Dominik Gross, Experte für Steuerpolitik bei Alliance Sud, 
sagt allerdings: «Dass Kapital trotz aller Reformen immer noch um die Welt geschickt werden 
kann, wie es seinen Besitzer:innen beliebt, zeigt: Die OECD hat versagt.» Das zeigen auch die 
aktuellen Umsetzungskonzepte der OECD-Mindeststeuer in den Kantonen Zug und Basel-Stadt. 
Einst sollte diese mehr globale Steuergerechtigkeit bringen, jetzt wissen ausgerechnet die neural-
gischen Tiefsteuergebiete für Konzerne nicht mehr, wohin mit dem zusätzlichen Geld, und wollen 
es – mehr oder weniger verklausuliert – schlicht jenen Firmen zurückgeben, die die neue Steuer 
zukünftig entrichten müssen. 

Deshalb haben die afrikanischen Staaten – wie fast alle Länder des Globalen Südens die Leidtra-
genden des heutigen Systems – vor zwei Jahren mit Erfolg einen Prozess für eine neue UNO-
Rahmenkonvention für Steuern angestossen. In den nächsten drei Wochen verhandeln die 193 
UNO-Mitgliedsstaaten in New York nun darüber, wie diese Steuerkonvention aussehen soll. Die 
Länder des Globalen Südens wollen in Zukunft möglichst viele Steuerfragen unter dem Dach der 
UNO klären, die Länder des Globalen Nordens – darunter auch die Schweiz als eine der bisheri-
gen Hauptprofiteur:innen des Systems – möglichst viel bei der OECD belassen. Der aktuell vorlie-
gende Verhandlungstext zeigt: Der Süden ist am Drücker. Dominik Gross: «Die OECD-Länder 
müssen sich jetzt bewegen, sonst droht ein Patt und damit ein weiterer Glaubwürdigkeitsverlust 
des Westens.» Eine globale Steuerpolitik, die die Finanzierung nachhaltiger Entwicklung garantiert, 
mit der die Klimakrise und die ausufernde globale Ungleichheit bekämpft werden kann, kann nur in 
der UNO entstehen. 

Einen ausführlichen Ausblick auf die UNO-Verhandlungen finden Sie hier. 
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